AZ Basel 2 


Organ des Verbandes schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 


Redaktion: A. Meyer 
Verantwortlich für Druck und Herausgabe: Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) Basel 
Erscheint wöchentlich - Basel, den 4. Dezember 1954 - 54. Jahrgang - Nr. 49 


Wenn die Basler die ersten wären... 


Am +. und 5. Dezember stimmen die Bürger von Basel- 
Stadt darüber ab, ob sie in ihrem Kanton den Bürge- 
rinnen die politische Gleichberechtigung zugestehen 
wollen. Es mag der Wunsch der Vater des Gedankens 
sein, aber es scheint doch eine gewisse Aussicht zu be- 
stechen, dass gerade die Basler einer dringenden For- 
derung der echten und ganzen Demokratie als erste in 
unserem Land zum Recht verhelfen. 


Warum gerade die Basler ? 


Der Schreibende ist kein Basler, aber er lebt seit gut 
zchn ‚Jahren in dieser Stadt und er zählt die Basler nicht 
nur zu den witzigsten, sondern auch zu aufgeschlossen- 
sten Eidgenossen deutscher Zunge. Es tut ihrer Ehre 
keinen Abbruch, wenn man eine der entscheidenden 
Ursachen davon in der geographischen Lage und der 
wirtschaftsgeographischen Funktion «der Rheinstadt 
sieht. 


Beiden kürzlichen Ergänzungswahlen für zwei vakante 
Sitze im baselstädtischen Zivilgericht erreichte nur eine 
Kandidatur im ersten Wahlgang das absolute Mehr. 
Es war eine Frau! «Soll das glänzende Ergebnis ein 
gutes Omen für die bevorstehende Abstimmung über 
das Frauenstimmrecht sein ?» fragte damals unsere 
Kollegin auf der Bilderseite der «Genossenschaft». 


Die Mitgliederzahl des ACV beider Basel beträgt nahe- 
zu ein Drittel der Einwohnerzahl seines Wirtschafts- 
gebietes, und es ist anzunehmen, dass dieses Verhältnis 
innerhalb des Kantons Basel-Stadt eher noch günstiger 
als schlechter ist. Demnach sind hier praktisch alle Fa- 
milien Mitglieder der Konsumgenossenschaft. Und da 
in einer Konsumgenossenschaft die gleichen demokra- 
tischen Rechte für Mann und Frau seit langem gelten, 
sollte man doch meinen dürfen... die Abstimmung vom 
+. und 5. Dezember sei nebenbei auch eine Bewährungs- 
probe für die Überzeugungstreue der Basler Genossen- 
schafter. 


Auf einer Sonderseite der Basler Lokalausgabe der 
«Genossenschaft» äussern sich denn auch unter acht 
Befürwortern und Befürworterinnen der politischen 
Gleichberechtigung der Frauen drei Prominente aus 
dem ACY: 


Emil Zulauf, Präsident der Direktion des ACY 


In erster Linie ist es ein (rebot der Gerechtigkeit, dass 
in der ältesten Demokratie Männer und Frauen in gleicher 
Weise stimmberechtigt sind. 

Zum andern dürfen wir nicht übersehen, dass die Haus- 
frau heute in der Volkswirtschaft eine grosse Rolle spielt: 
zirka 80 Prozent des Familienhaushalts gehen durch ihre 
Hände; sie verwaltet einen grossen Teil des Einkommens 
und sie sorgt dafür, dass Einnahmen und Ausgaben im 
richtigen Verhältnis bleiben. Sie ist auch Erzieherin unserer 
Kinder. Ihr Einfluss auf die sogenannte Kinderstube ist 
ausserordentlich gross und wirkt sich oft auf das yanze 
Leben der Kinder aus. Ihre Tätigkeit ist aber auch für die 
Erhaltung und Förderung der (resundheit der Familie von 
grösster Wichtigkeit. 

Aus diesen (fründen scheint es mir nicht nur gerecht- 
fertigt, sondern auch. im allgemeinen Interesse zu liegen, 
dass die Hausfrauen bei der Schafjung von Gesetzen und 
Verordnungen aller Art und bei der Wahl von Behörden 
mitsprechen können. 

Einen weiteren Grund. für das Frauenstimmrecht ein- 
zutreten, sehe ich in den berufstätigen Frauen. deren Zahl 
heute sehr gross ist. Sie sind den gleichen Gesetzen. unter- 
stellt wie ihre männlichen Kollegen. Auch hier wäre es ein 
Akt der Gerechtigkeit, wenn der berufslätigen Frau ein 
Mitspracherecht bei der Schafjung solcher (reselze ein- 
geräumt würde. Es ist ja übrigens wissenschaftlich fest- 
gestellt, dass in bezug auf die geistigen Fähigkeiten die 
Frau von Natur aus nicht hinter dem Mann zurücksteht. 
Warum also sollte nicht auch der Frau das Recht verliehen 
werden, von dem die Männer bei Abstimmungen oft so 
wenig Gebrauch machen? 2 

Gewiss, es entspricht der Eigenart des Mannes, bei Ent- 
scheidungen mehr den. nüchternen Verstand walten zu 
lassen, während die Frau alles mehr yefühlsmässig beurleilt. 
Aber gerade darin scheint mir ein grosser Vorteil zu liegen, 
wenn bei der Schaflung von Geselzen, bei der Wahl von 
Behörden sowohl die mehr verstandesmässigen Uber- 
legungen des Mannes als auch die mehr gefühlsmässige Be- 
urteilung der Frau mitwirken. Das gibt eine gute Mischung, 
und die so zusammen geschaffenen (resetze würden sich in. 
der Praris sicher vorteilhaft zum Wohl des Volksganzen 
auswirken. 


Rosa Münch, Präsidentin des Konsumgenossensehaft- 
liehen Frauenvereins 


Schon bald nach meiner Heirat übernahm ich das Präsi- 
dium des damaligen Arbeiterinnenvereins. ‚Die „Arbeitszeit 
betrug schn und mehr Stunden im Tay und einen freien 
Samstagnachmittag kannte man nicht. Und es waren viele 
verheiratete Frauen, die daneben noch den Haushalt zu be- 
‚sorgen und Kinder zu erziehen hatten. Da habe ich denn 
in viel Not und Misstände hineingeblickt, habe tüchtige 
Frauen kennen gelernt. die tapfer eine schwere Bürde trugen 
und unter schreierigsten Verhältnissen die Familie durch- 
rissen. Ich habe auch die Ursachen und Folgen des damals 
in unserer Stadt grassierenden Alkoholismus kennen ge- 
lernt und das Leid gesehen, das über manche Familie 
hereinbrach. Als dann das Heimarbeiterinnengesel: zur 
Diskussion stand. fragte ich mich umwillkürlich, warum 
«denn nicht auch die Frauen zur Beratung beigezogen werden 
und ein auf Erfahrungen beruhendes, massgebendes Wort 
mitreden können. Zudem gab es schon damals in der Schule 
und im Berufsleben aufgeweckte, intelligente Mädchen 
und Frauen, dic wohl eines gesunden Urteils fähig waren. 
Aber allenthalben konstatierte ich, dass Männer und 
Frauen nicht mit gleicher Elle gemessen werden, dass der 
Frau Ungerechtigkeit widerfährt. 

So hat mich nicht irgendeine schöne T’heorie, sondern 
die weniger schöne Wirklichkeit zur Befürworterin des 
Frauenstimmrechts gemacht. 


Emil Matter. Direktor des ACY 


Dem Einwand der Gegner: in der Familie sorge der 
Mann für den Unterhalt, und die Frau habe sich dem Haus- 
halt und der Erziehung zu wirlmen, ist entgegenzuhalten, 
dass die Frau von heute am gesamten sozialen Leben mit 
wachem Interesse Anteil nimmt und auch Anteil nehmen 
Inuss. 

Die yrosse Schar selbständig im Leben stehender Frauen 
soll im Staat ınitwirken können. Vom Genossenschaftsrat 
her wissen wir, wie nützlich es ist, 
wenn auch die Frauen mitreden. Wohl 
ist auch dort die Zahl der weiblichen 
Mitglieder klein, wiewohl schätzungs- 
weise 80 Prozent der Stimmenden 
Frauen sind. Aber der Einfluss dieser 
verhällnismässiyg kleinen Zahl von 
Frauen im Rat ist doch bedeutend und 
vor allem gut. Die Frauen bilden ein 
nützliches und wertwolles Bindeglied 
zwischen Direktion und Behörde einer- Ion: 
seits und der Konsumentenschaft an- IM 
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dererseits. Man traut den Frauen im „==: 
wirtschaftlichen Leben ein Urteil zu, mi m] 
[+ — en] 


und die Erfahrung beweist, dass sie 
ein gesundes Urteil haben. 

Wie sollte sich, was sich innerhalh 
der yrossen (Genossenschajtsbewegung 
als sinn- und wertvoll erwiesen hat, 
nicht auch irn Staat zum Besten aus- 
wirken. Auch hier könnten die Frauen 
im Rat ein nützliches und. wertvolles 
Bindeglied zwischen Staat und Volk 
sein. Gerade mit ihrer Art, die Dinge 
nach ihrer praktischen Auswirkung 
zu beurteilen, könnte die Frau das 
Urteil der mehr theoretisch und poli- 
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tisch interessierten undorien- 
tierten Männer auf günstige 
Weise ergänzen. 

Das Frauenstimmrecht 
schliesst also eine empfind- 
liche Lücke in unserer Demo- 
kratie. 

Und vor ullem: Wenn 
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i R LAUFEN (061179384 
Die Antwort auf unsere 


Frage «Warum gerade die 
Basler ?» könnte also clie 
Gegenfrage sein: «Warum 
nieht gerade die allgemein und genossenschaftlich so auf- 
geschlossenen Basler ?!» Unsere genossenschaftlich-demo- 
kratische Gesinnung kann ja nieht von der Art sein, wie 
sie unser Zeichner hier auf’s Korn genommen hat. 


Vertragslieferant 


\Venn die Basler die ersten wären... 


Dürften wir annehmen, der Umstand, dass nicht nur 
der ACV beider Basel nach der Zahl seiner Mitglieder 
unsere grösste Konsumgenossenschaft ist, sondern auch 
der Kanton Basel-Stadt nach dem Zahlenverhältnis der 
genossenschaftlich organisierten Konsumenten zur Ge- 
samteinwohnerschaft in unserer Bewegung weitaus an 
der Spitze steht, stehe damit in Zusammenhang ? 


Und wenn nicht... 


Müssten wir dann nicht annehmen, es bleibe noch 
einiges zu tun. um in der clemokratischen Forn unserer 
Genossenschaftsbewegung das demokratische Denken 
ihrer Mitglieder fester und durchschlagkräftiger zu 
machen? Müssten wir dann nicht vermehrte An- 
strengungen unternehmen, damit in unserer Bewegung 
das geschriebene Recht der Gleichstellung von Mann 
und Frau ins persönliche Rechtsempfinden des Einzelnen 
sich einprägt und in seinem Verhalten als Genossen- 
schafter und Bürger mitbestimmend wird ? 
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— Hier händ si ’sWahlrächt, Frau Bünzli 


Neue Aspekte zur Rationalisierung im genossenschaftlichen Betrieb 


Die Wissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Wirt- 
schafts- und Genossenschaftsfragen (IV AG) eröffnete kürz- 
lich mit dem 190. Arbeitsabend das Programm dieses 
Winters. Wie üblich war am ersten Arbeitsabend die 
Studienleitung neu zu bestellen. An Stelle des demissio- 
nierenden Dr. 4. Stadelmann wurde Dr. R. Kohler, vom 
Generalsckretariat des VSK, einstimmig zum neuen Ob- 
mann gewählt. Für den verstorbenen W. Kohler, Sekre- 
tär des ACV, wird Dr. R. Berger — sein Amtsnachfolger — 
der Studienleitung angehören. 

Direktor Q. Rüfenacht hatte es - an Stelle des verhin- 
dderten Referenten A. Krummenacker - in freundlicher 
Weise übernommen, die zahlreich erschienenen Genos- 
senschafterinnen und Genossenschafter in ausserordent- 
lich interessanten und aufschlussreichen Ausführungen 
über neue Aspekte zur Rationalisierung im genossen- 
schaftlichen ‚Betrieb zu orientieren. Der Referent griff 
mitten aus seinem vielgestaltigen Tätigkeitsgebiet drei 
weniger bekannte Rationalisierungsmassnahmen heraus, 
von denen man sich eine raschere und wirtschaftliehere 
Abwicklung der Warenbelieferung und des Rechnungs- 
verkehrs verspricht: die Palletierung, die Regional- 
Lagerhäuser und das Lochkartensystem. 

Die Industrie schenkte der Rationalisierung und dem 
Einsatz technischer Hilfsmittel schon längst ihre Auf- 
merksamkeit, während die Notwendigkeit der Verwen- 
dung technischer Hilfsmittel im Handel erst wesentlich 
später erkannt wurde. Auch innerhalb der Genossen- 
schaftsbetriebe galten die ersten technischen und wissen- 
schaftlichen Anstrengungen zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit der Produktion - so führte der Referent 
einleitend aus — und verwies in diesem Zusammenhang 
auf die ausserordentlich gesteigerte Leistungsfähigkeit 
und Qualität der genossenschaftlichen Waschmittel- 
fabrikation. Aber auch in der @üterverteilung spielt die 
Technik eine immer grössere Rolle. 

Eines der neuesten Hilfsmittel zur Rationalisierung 
des Güterverkehrs und der Lagerung stellt die Palletie- 
rung dar. Vor kaum zwei ‚Jahren wurde dieses System 
von den Schweizerischen Bundesbahnen in der Schweiz — 
nach amerikanischen und schwedischen Vorbildern — 
eingeführt. Und schon steht die Palletierung im Begriff. 
bei Transportanstalten und Industrieunternehmen die 
anderen Hilfsmittel, wie Sackkarren und Handwagen, zu 
verdrängen. Palletieren heisst, die Waren auf ein speziell 
stark konstruiertes «Holzböckli» gleichmässig auf- 
schichten, das sie vom Aufgabe- bis zum Bestimmungs- 
ort nicht mehr verlassen. Diese auf Holzfüssen stehenden 
«Bretter» im Format 81x 121,5 em ermöglichen weit 
schnelleres Umladen als früher, sie sparen Zeit, Spesen, 
Verpackungsmaterial und schonen empfindliche Waren. 
Die Pallets sind so eingerichtet, dass sie jederzeit samt 
Ladung von einem Gabelstapler beispielsweise von einer 
Verladerampe in den Güterwagen, von dort in ein Lager- 
hausund weiteraufCamionstransportiert werden können. 

Die Konsumgenossenschaften und der VSK erkannten 
sofort, dass der Palletierung auch im Handel grösste 
Bedeutung zukommen kann, und sie waren mit bei den 
ersten, die die Anwendungsmöglichkeiten dieses neuar- 
tigen Hilfsmittels erprobten. Eine Studienkommission 
für Stapel- und Transportprobleme der Konsumgenos- 
senschaften arbeitete eng mit dem VSK zusammen und 
kam dabei zur Überzeugung, dass erhebliche Kosten- 


ersparnisse an Zeit und Arbeit erzielt werden, wenn im 
Warenverkehr zwischen VSK, Grosslieferanten und 
Vereinen, sei es durch Bahn oder Auto. Pallets - und 
zwar das SBB-Einheitspallet T’yp I - als schweizerische 
Standardgrösse verwendet werden. 

Aber sobald derartige Probleme zur Lösung gebracht 
und verwirklicht werden, tauchen damit zusammen- 
hängende neue Fragen auf, die u.a. ddas innerbetrieb- 
liche Förderwesen betreffen. Damit die Pallets, die 
unter Umständen im Lagerhaus auch aufeinander- 
geschichtet werden. von den Hubtraktoren ohne Schwie- 
rigkeiten bewegt werden können, darf das Lagerhaus 
räumlich nicht allzu knapp bemessen sein. Ausserdem 
muss (die Bodenkonstruktion hohen Belastungen stand- 
halten können. Damit stellt sich das Problem der Er- 
richtung zweckmässiger, das heisst geräumiger und wenn 
möglich einstöckiger ZLagerhäuser, wenn die Vorteile der 

Palletierung voll genützt werden sollen. Anderseits 

ergibt sich auch die Frage der Standardisierung der Ver- 
packungen, «die in einem günstigen Verhältnis zur 
Grundfläche des Pallets stehen müssen, damit cliese 
möglichst voll beladen werden können. Um die Mani- 
pulationen mit den einzelnen Waren auf ein Minimum 
zu reduzieren, erweist sich eine zentrale standardisierte 
Abpackung als vorteilhaft, wobei gleichzeitig auch die 
Packungseinheil zur Abgabe an die Verkaufslokale 
möglichst wirtschaftlich bestimmt werden muss. 

Alldiese Fragen werden — wie der Referent ausführte - 
zurzeit im VSK geprüft, um sie im Rahmen einer Ge- 
samtplanung einer Lösung entgegenzuführen. 

Anschliessend berichtete Direktor O. Rüfenacht über 
eine weitere — ebenfalls bereits in Verwirklichung be- 
griffene - Rationalisierungsmassnahme, die geeignet er- 
scheint, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Kon- 
sumvereine wesentlich zu steigern. Es handelt sich dabei 
um die Regional- Lagerhäuser, die - unter Mitwirkung des 
VSK - von den Vereinen erriehtet oder übernommen wer- 
den. Die Regional-Lagerhäuser bedeuten nicht etwa eine 
Vermehrung der Grossverteilstellen des VSK. sondern 
sie stellen einen regionalen Zusammenschluss von Kon- 
sumvereinen unter voller Wahrung ihrer Selbständigkeit 
dar. In der Regel wird der Sitzverein das Regional- 
Lagerhaus errichten und in der Bemessung der Grösse 
auf die Belieferungsmögliehkeiten sämtlicher Mitglieder 
des Zusammenschlusses Rücksicht nehmen. Dieser Zu- 
sammenschluss bezweckt. den Wer vom Grossisten order 
Produzenten zum Verbraucher zu vereinfachen und da- 
mit die Konsumgüter zu verbilligen. Denn der regionale 
Zusammenschluss ermöglicht sehr wesentliche Kosten- 
ersparnisse, beispielsweise durch gemeinsamen Einkauf 
und gemeinsame Lagerhaltung. durch eine Zusammen- 
legung der Spedition in die Verteilstellen, durch eine Ver- 
einfachung und Vereinheitlichung der Sortimente und 
durch eine gemeinsame Propaganda. 

Bereits sind die ersten Regional-Lagerhausgenossen- 
schaften in Thun und Bern gegründet. und in zahlreichen 
weiteren Gegenden wird das Problem ernsthaft geprüft. 

Abschliessend verwies Direktor Rüfenacht auf den 
in Einführung begriffenen Einsatz des Lockkartenver- 
fahrens, das auch (die rechnerischen Aufgaben des Ver- 
bandes möglichst rasch und zuverlässig lösen und eine 
bedeutende Verbesserung bei der Auswertung des Zah- 
lenmaterials ermöglichen soll. Ks. 
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Ein Nachtrag zum 19. Internationalen Genossenschaftskongress in Paris 


Die Konferenz der Wohngenossenschaften 


An dieser Konferenz vom 3. September in Paris 
kamen zum erstenmal die dem IGB direkt oder indirckt 
angeschlossenen Wohngenossenschaften seit der Bildung 
des Hilfsausschusses Ende 1951 zusammen. 

Schon von Anfang an schwebte dem Ausschuss vor, 
dass er nicht nur für diejenigen Länder, in denen bereits 
Wohnungsbauorganisationen bestehen, nutzbringend 
tätig werden wolle. sondern dass er auch Beiträge zu 
leisten habe zu dem Wohnungsproblem in den unter- 
entwickelten Ländern. das so ausserordentlich akut ist. 
Eine der ersten Entscheidungen war dabei die, lass man 
sich mit praktischen Problemen befassen und die mehr 
theoretischen Fragen anderen internationalen Organisa- 
tionen überlassen wollte-sozum BeispielderWirtschafts- 
kommission für Europa oder dem internationalen Ver- 
band für Wohnungsbau- und Stadtplanungen, «deren 
Ergebnisse für den IGB und den Ausschuss zugänglich 
gemacht werden konnten. Die ersten praktischen Pro- 
bleme betrafen die Fragen der Wohnungsbaufinanzierung 
und der Zusammenarbeit zwischen Wohnungs- und Kon- 
sumgenossenschaften sowohl bei der Herstellung als 
auch beim Vertrieb von Baumaterial. 

Die Finanzierung des Wohnungsbaus wurde im An- 
schluss an einen Vortrag vonMr. Ashworth, dem General- 
direktor und Sekretär der Genossenschaftlichen Bau- 
gesellschaft (Cooperative Permanent Building Society), 
London, diskutiert. In seinen Ausführungen betonte Mr. 
Ashworth, welch grosse Verschiedenheit im Wohnungs- 
bau und in der Wohnungstechnik zwischen den einzelnen 
europäischen Ländern besteht, und wies auf die sehr 
greifbaren Möglichkeiten hin, die für eine Steigerung der 
genossenschaftlichen Wohnbautätigkeit selbst in den 
Ländern noch gegeben sind. wo sie bereits in relativ 
grossem Umfange angelaufen ist. 


Fort von Subventionen 


In Grossbritaunien - so legte der Redner dar — bestehen 
für die Kapitalbeschaffung keine Probleme, und der 
Wohnungsbau geht in einem Umfang vor sich, der das 
Vorkriegsniveau übertrifft: dlafür ist aber eine genossen- 
schaftliche Aktivität in der Herstellung von Miethäusern 
oder Häusern im Gemeinschaftsbesitz so gut wie nicht 
vorhanden. In Dänemark und in einigen anderen Ländern 
ist zwar der genossenschaftliche Bau von Mietwohnungen 
hochentwickelt, bis jetzt aber wenig geschehen für die 
Schaffung von Eigenbesitz. 

In den meisten Ländern - mit der bemerkenswerten 
Ausnahme der Schweiz - stellt der Staat auch weiterhin 
einen erheblichen Anteil des Kapitals für den Wohnungs- 
bau zur Verfügung. Dabei wechseln die Kreditbestim- 
mungen und Zinssätze von Land zu Land. Im Jahre 1953 
ergab sich nun eine bemerkenswerte Verminderung der 
staatlichen Hilfe, während gleichzeitig eine gesunde Zu- 
nahme in der privaten Kapitalbeschaffung zu verzeich- 
nen war. An weiteren Tendenzen war ein Stopp im Nach- 
kriegsanstieg der Baukosten zu verzeichnen sowie ein 
Rückgang der Preise für gewisse Baugrundstofle ; ebenso 
waren Andeutungen für eine Senkung der langfristigen 

Zinssätze vorhanden. Dennoch blieb das Kapitalpro- 


blem akut. 
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In seinen Vorschlägen befürwortete Mr. Asworth zu- 
nächst einen Erfahrungsaustausch über die Frage der 
Wohnungssubventionen. Unter anderem sagte er: «Es 
lässt sieh sehr viel dafür sagen, dass man einen aus- 
schliesslichen Aufbau der Finanzhille auf dem Sub- 
ventionsprinzip vermeiden sollte: ergibt sich doch dann 
eine ständig steigende Belastung für die öffentlichen 
Kassen. Vom rein finanziellen Standpunkt aus und bei 
Ausserachtlassung anderer Überlegungen dürfte man eine 
Ausweitung der Arbeit der Wohnungsbaugenossenschaf- 
ten als dem Instrument. der staatlichen Wohnungsbau- 
politik für wünschenswert erachten. Die Erfahrungen in 
Skandinavien haben gezeigt, dass diese Genossenschaften 
nicht nur den Häuserbau finanzieren und fördern, son- 
dern auch die Verwaltung übernehmen und damit die 
öffentlichen Stellen in gewissem Umfang von einem gros- 
sen Teil der unmittelbaren finanziellen und verwaltungs- 
mässigen Belastung freimachen können. Die Genossen- 
schaften können auch enger mit dem allgemeinen Pu- 
blikum zusammenarbeiten und Selbsthilfeprojekte für- 
dern. 


Internationale Zusammenarbeit 


Auf dem Gebiet der internationalen Wohnungsbau- 
finanzierung lässt sich nach Mr. Asworths Meinung eben- 
falls viel erreichen. Der Ausschuss für Wohnungswesen 
hat sich über die Frage der Verwendung amerikanischer 
Mittel aus dem Fonds für gegenseitige Sicherheit (Mutual 
Security Ageney Counterpart Funds) für Wohnungs- 
zwecke unterhalten. Damit war die Aufmerksamkeit auf 
die Möglichkeit ähnlicher Kapitalverlagerungen von dem 
einen in das andere europäische Land gelenkt worden; die 
Schlussfolgerung war hier, dass die Position «der Ge- 
nossenschaftbewegung im Hinblick auf die Teilnahme 
an einer solchen Kapitalbewegung von Land zu Land 
erheblich günstiger wäre, wenn die Organisation der 
genossenschaftlichen Wohnungsbaufinanzierung zentral 
gestaltet werden könnte. In der Diskussion auf der Pariser 
Konferenz äusserten verschiedene Delegierte den lebhaf- 
ten Wunsch, dasgenossenschaftliche Wohnungswesen von 
der staatlichen Finanzierung freizumachen. Man wies 
mit Nachdruck darauf hin, dass eine Überprüfung even- 
tueller Alternativen zu dieser staatlichen Unterstützung 
durch den Wohnungsbauausschuss unbedingt vorge- 
nommen werden müsse. So könnte zum Beispiel ein 
internationales genossenschaftliches Finanzinstitut ge- 
schaffen werden. 


Handel mit Baumaterial 


Das Problem der Zusammenarbeit zwischen den 
Wohnungs-, Konsum- und Produktivgenossenschaften 
bei dler Herstellung und beim Vertrieb von Baumaterial 
wurde vom Vorsitzenden des Ausschusses, T’hor Pedersen, 
behandelt, der nicht nur die Möglichkeiten und Vorzüge 
der Zusammenarbeit schilderte, sondern auch die Hinder- 
nisse, die in der Gegenwart einem echten zwischen- 
genossenschaftlichen Handel mit Baumaterial noch im 
Wege stehen. Zunächst hegte der Ausschuss die Ansicht, 
dass auf regionaler Grundlage Versuche unternommen 
werden könnten. Man setzte daher einen kleinen Unter- 


ausschuss ein, der dieses Problem untersuchen sollte und 
sich mit den Möglichkeiten einer Förderung des zwischen- 
genossenschaftlichen Handels in Skandinavien näher 
beschäftigte. Hier verfügte die Genossenschaftsorganisa- 
tion bereits über wertvolle praktische Erfahrungen in 
der Zusammenarbeit, und die dortigen Grosseinkaufs- 
gesellschaften stellen selbst einiges Baumaterial her; 
aber der Unterausschuss musstetrotzdem feststellen, dass 
selbst in diesem günstigen Gebiet sehr viele Hindernisse 
zu überwinden waren. Ein positives Ergebnis dieser Be- 
mühungen lag jedoch darin, dass der skandinavische 
Wohnungsbauverband, der von der Tätigkeit des IGB- 
Ausschusses erfahren hatte, einen Unterausschuss von 
vier Sachverständigen ernannte (jeweils einen aus jedem 
skandinavischen Land), der eine eingehende Untersu- 
chung über den Bedarf und die Möglichkeiten im Handel 
mit Baumaterial durchführen sollte. 


Zukünftige Arbeit 


Der Vorsitzende weist «darauf hin, dass in einigen 
Ländern durchaus Möglichkeiten für die genossenschaft- 
liche Organisation bestünden; so exportierte die Schwe- 
dische Grosseinkaufsgesellschaft zum Beispiel sanitäre 
Einrichtungsgegenstände, die die dänische und die 
deutsche Grosseinkaufsgesellschaft einführten. Der Vor- 
sitzende meinte auch, angesichts des grossen Import- 
bedarfs an Baumaterial solle man doch den Versuch un- 
ternehmen, den Handel in genossenschaftliche Kanäle 
zu lenken. Wie immer der Einfluss staatlicher Stellen 
sein möge, so würde es seiner Meinung nach doch schwie- 


NEU! 


rig für sie sein, etwas gegen den genossenschaftlichen 
Einkauf von Baumaterial einzuwenden, wenn man hier 
billiger und besser kaufen könne als bei Kartellen und 
Monopolen. Die Transportfrage stellte allerdings ein 
echtes Problem dar, weil Baumaterial meist recht ge- 
wichtig sei. Dann aber werde es nur um so notwendiger, 
dass die genossenschaftliche Produktion sich so weit wie 
möglich auf hochwertiges Spezialmaterial konzentriere, 
so zum Beispiel elektrische Ausrüstungsartikel. 

Eine weitere Frage, mit der sich die Konferenz be- 
fassen musste, betraf die zukünftige Arbeit des Wohungs- 
ausschusses, soweit sie über den Rahmen der bereits er- 
wähnten Probleme hinausging. Neben dem Wunsch, dass 
die Schaffung eines Fonds oder eines Genossenschafts- 
organs für die Finanzierung der \Wohnungsbaugenossen- 
schaften in jedem einzelnen Land besonders in Erwägung 
gezogen werden solle, kam die Auffassung der Konferenz 
in den folgenden Empfehlungen zum Ausdruck, die ein- 
stimmig gebilligt wurden: 


Der Wohnungsbau istein menschliches Problemallererster 
Ordnung, und die sozialen Aspekte des genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus solllen daher niemals vergessen werden. 

Es wäre wünschenswert, dass für jedes Landeinenationale 
Kommission gebildet würde, in die sämtliche Zweige der Ge- 
nossenschaft vertrelen wären und die den genossenschaft- 
lichen Wohnungsbau steigern und fördern könnte. 

Der Ausschuss für Wohnungswesen sollalle Möglichkeiten 
zur Unterstützung derartiger Kommissionen ausschöpfen 
und sich auch bemühen, Massnahmen auf dem Gebiet des ge- 
nossenschaftlichen Wohnungsbaus auf regionaler und/oder 
internationaler Basis durchzuselzen. G.F.P. 


CELLUX-HAUSHALTABROLLER Fr. 1.40 


Dieser kleine, praktische Handabroller mit einer transparenten CELLUX-Kleberolle ist in den nächsten Tagen in 
Kamtiichen Läden der dem VSK angeschlossenen Vereine erhältlich. Das Klebeband ist sehr handlich für das 
Fertigmachen von Paketen, (die Post übernimmt Pakete bis zu einem Kilogramm ohne Schnürung), zum Flicken 
von losen Blättern, Heften, Büchern usw. 
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Die Agrarkonferenz 


Der Agrarausschuss ist - ähnlich wie der Wohnungs- 
ausschuss — ein jüngeres Hilfsorgan des IGB: in dem 
Bericht, der in Paris vorgelegt wurde, wird nicht nur 
darauf hingewiesen, dass die ersten drei Jahre natur- 
gemäss weitgehend der Vorbereitung und Bestandesauf- 
nahme gewidmet waren, sondern auch zugegeben, dass 
die Ergebnisse vielleicht den Erwartungen nicht ent- 
sprochen haben. Es ist dies weitgehend auf die Tatsache 
zurückzuführen. dass es sich hier um Aufgaben so funda- 
mentaler Art handelt, die bereits in gewissem Umfang in 
anderen Kreisen in Angriff genommen wurden, ohne hier 
jedoch eine Lösung zu finden. Dies gilt insbesondere auch 
für dasjenige Problem, auf das sich die Erörterungen und 
Interessen des Ausschusses in erster Linie konzentrier- 
ten. nämlich die Beziehungen zwischen Ronsumgenos- 
senschaften und Agrargenossenschaften. Beim Studium 
dieser Beziehungen war wertvolles Material erarbeitet 
worden über die bestehenden allgemeinen Beziehungen, 
die gemeinsamen Unternehmungen sowie die wirtschaft- 
lichen Kontakte zwischen den Konsumenten in einem 
Lande und den Produzenten in einem andern Lande. 


Besrenzte Mitarbeit 


Ein Problem ganz anderer Art, mit dem sich der Aus- 
schuss wie auch die Konferenz befasst haben, stellt die 
Tatsache dar. class nur eine kleine Zahl von landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftsorganisationen an der Ar- 
beit teilnimmt. sogar nur ein Bruchteil derer. die direkt 
oder indirekt dem TGB angeschlossen sind. Diese Frage 
ist dem Leitenden Ausschuss des IGB bereits vorgelegt 
worden: wie man noch sehen wird, ist sie auch in den 
Empfehlungen der Konferenz angesprochen worden. 

Der Zentralpunkt des Programms für die Pariser Kon- 
ferenz war eine Übersicht, die Clemens Pedersen (Däne- 
mark) ausgearbeitet hatte und vorlegte. Diese Übersicht 
betraf die bestehenden landwirtschaftlichen Genossen- 


1-2 Zelio-Körner 
töten eine Maus 


Mit den Körnern 
einer 25-g9-Packung 
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schaften, die Funktion und die Entwicklung der einzel- 
nen Typen mit Vorschlägen darüber. in welcher Form 
der Agrarausschuss diesen Genossenschaftstypen dien- 
lich sein kann. 


Klassifizierung nötig 


In seinem Vortrag, der Anlass zu einer sehr inter- 
essanten Diskussion gab, hob Cl. Pedersen hervor, wie 
notwendig und wichtig eine klare Definition und Ab- 
grenzung der Begriffe «Agrargenossenschaft» und «land- 
wirtschaftliche Genossenschaftsbewegung» ist. 

In einem Kurzbericht lässt sich eine Übersicht «lieser 
Art nicht summarisch wiedergeben. Zwar fand der Be- 
richt nicht die volle Zustimmung der Konferenz in ihrer 
Gesamtheit; aber er wurde doch von allen Beteiligten 
als ein sehr erfolgreicher Versuch zu einer systematischen 
Klassifizierung angesehen. Es bleibt. abzuwarten, ob der 
Agrarausschuss im Hinblick auf die Diskussion und die 
bestehenden Genossenschaftsarten und Funktionen in 
den einzelnen Ländern die Auffassung vertreten wird, 
dass diese Klassifizierung noch weiter durchgeführt 
werden sollte. 


Zusammenarbeit 
zwischen Verhraucher- und Agrargenossenschalten 


Im Schlussabsatz der Übersicht, der sich mit der Stel- 
lung und der Arbeit des Agrarausschusses innerhalb der 
Struktur des IGB befasst, hob Cl. Pedersen hervor, wie 
wichtig eine Verbreitung des Gedankens ist, wonach die 
Genossenschaftsbewegung und der IGB ebenso wie für 
die Konsumgenossenschaften auch für die Landwirte. 
die in ihren eigenen Genossenschaften zusammengefasst 
sind, dla ist. Keine clieser beiden Aufgaben ist weniger 
wichtig als die andere. Der Agrarausschuss sollte dies 
schon durch seine blosse Existenz beweisen: so wird er- 
neut die Notwendigkeit eines besseren gegenseitigen 
Verständnisses und besserer Beziehungen zwischen den 
Konsum- und Agrargenossenschaften ersichtlich, und 
gleichzeitig wird auch deutlich, dass der TGB seinen Wert 
sowohl in der einen als auch in der anderen Form auf- 
zeigen muss. 

Mit diesen Auffassungen erklärte sich die Konferenz 
einverstanden, und sie tat (dies auch im Hinblick auf die 
Bedeutung der Besprechungen, die zwischen dem [GB 
und anderen am landwirtschaftlichen Genossenschafts- 
wesen interessierten Organen stattfinden sollten, damit 
so die Interessen der Mitglieder besser wahrgenommen 
werden und gleichzeitig auch eine Doppelspurigkeit cer 
Arbeit der Sekretariate vermieden wird. Ausserdem 
spielt bei diesen Besprechungen der Gedanke mit, dass 
man auch zu einer gewissen Einigung über die Zusam- 
menstellung von Statistiken, über die Forschungsarbeit 
und ähnliche Aufgaben gelangen sollte. 


Zusammenfassende Erklärung 


Die Konferenz fasste ihre Einstellung zu den Pro- 
blemen, die hier zur Erörterung gelangten, in einer 
Erklärung zusammen, die — wie auch die Empfehlungen 
anderer Hilfsausschüsse — vom Leitenden Ausschuss des 
IGB überprüft werden und gleichzeitig auch als Dirck- 
tive für die zukünftige Arbeit des Agrarausschusses 
dienen wird. Es heisst darin unter anderem: 


«Die Konferenz ist der Auffassung, dass die Arbeit des 
Agrarausschusses in den letzten drei Jahren ohne Zweifel 
Beweise dafür geliefert hat, wie wichtig und notwendig 
es ist, dass innerhalb des IGB ein besonderer Ausschuss 
existiert, der sich mit den Angelegenheiten der Landwirt- 
schaft und der landwirtschaftlichen Genossenschafts- 
bewegung befasst. Die Konferenz regt an, dass der [GB in 
seinen verschiedenen Arbeitsbereichen in Zukunft den 
landwirtschaftlichen Genossenschaftsproblemen genügend 
Aufmerksamkeit zuteil werden lassen möge und dass alle 


den IGB interessierenden Probleme, die direkt oder in- 
direkt auch die Landwirtschaft hetreffen, dem Agrar- 
ausschuss zur Erörterung vorgelegt werden. Die Mit- 
gliederorganisationen sollten sich über die Tatsache klar 
sein, dass die landwirtschaftliche Genossenschaftsbewegung 
in den Bereich des IGB hineingehört, und sie sollten 
ermuligt werden, die Verbindungen mit den landwirt- 
schaftlichen (enossenschaftsorganisalionen, wo immer sie 
möglich sind, aufzunehmen und sie zu verbessern. 
(Internationale Genossenschaftliche Rundschau) 


Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine (VASK) 


Die Verwaltung der Versicherungsanstalt schweizeri- 
scher Konsumvereine (VASK) hielt Samstag, den 27. No- 
vember 1954, die dritte Sitzung des Jahres unter dem 
Vorsitz von A. Reinle in Basel ab. Zur Behandlung stan- 
den ein Bericht über den Geschäftsverlauf seit Jahres- 
beginn bis Ende Oktober 1954, ein Gutachten von Pro- 
fessor Dr. W. Saxer über die Finanzierungssysteme von 
Pensionsversicherungen und die Bestellung des Schieds- 
gerichtes gemäss $ 71 der Statuten. 

Vor den Verhandlungen ehrte die Verwaltung das 
Andenken an ihr am 9. November 1954 verstorbenes 
Mitglied William Grandjean, Genf. William Grandjean 
war seit dem 13. Juni 1920 als Mitgliedervertreter un- 
unterbrochen Mitglied der Verwaltung der Kasse. Er ist 
in diesen 34 Jahren stets für die Belange der VASK und 
die Probleme der Personalfürsorge in initiativer und auf- 
geschlossener Weise eingetreten. 

Der Delegierte des Verwaltungsausschusses, ©. Zell- 
weger, referierte über den Geschäftsverlauf im laufenden 
Jahre. Es konnten neun Kollektivmitglieder, nämlich 
die Vereine Boltigen, Churwalden. Leissigen, Limpach, 
Riggisberg, Seftigen, Montana, Bonaduz und Adelboden 
neu aufgenommen werden, während infolge Fusion der 
Vereine Bex und Aigle ein Abgang zu verzeichnen ist. 
Ende Oktober 1954 zählte die Kasse somit 23+ Kollek- 
tivmitglieder. 

Die Bewegungen in den Beständen der Aktiven und 
der Pensionierten hielten sich auch dieses Jahr im Rah- 
men der Erwartungen. Aktiv-Versicherte zählt die Kasse 
gegenwärtig 5970, mit einer versicherten Lohnsumme 
von 42,5 Millionen Franken, was einer Vermehrung von 
75 Personen entspricht. Allerdings weist der Frauen- 
bestand nochmals einen leichten Rückgang um I4 Per- 
sonen auf. Nach wie vor ist darauf hinzuweisen, dass die 
niedern Austrittsgelder sich auf die Entwicklung der 
Frauenversicherung ungünstig auswirken. 

In den Rentnerbeständen sind insgesamt 54 Bezugs- 
berechtigte mehr zu zählen. Die Zahl der Invaliden-, 
Alters- sowie Invalidenkinderrenten und die Zahl der 
Witwen- und Waisenrenten und Unterstützungen betrug 
löinde Oktober 1732 Personen, mit einem gesamten Ren- 
tenanspruch von 5 Millionen Franken. 

Die Einnahmen werden kleiner ausfallen als 1953, da 
dlas Ausmass der Nachversicherung nicht an dasjenige 
«les Vorjahres herankommt, in welchem der ACV beider 
Basel als grösster Verein generell zehn Gehaltsprozente 
zum Einkauf gebracht hatte. Erneut beachtlich gross ist 
die Zahl der Austritte, welche sich bis Ende Oktober 
bereits auf 281 Personen belief und wofür die Kasse über 
800 000 Franken an Austrittsgeldern zu entrichten hatte. 


Weiterhin volle Aufmerksamkeit wird seitens der lei- 
tenden Behörde der VASK den Kapitalanlagen ge- 
schenkt. Die VASK hat jährlich grosse Geldbeträge gut- 
verzinslich und sicher anzulegen, wobei die neuesten An- 
lagen hauptsächlich in Liegenschaften getätigt werden. 

Gesamthaft gesehen kann auch für das Jahr 1954 bei 
der Versicherungsanstalt ein befriedigender Abschluss 
erwartet werden. Durch eine vermehrte und vielseitigere 
Propagandatätigkeit hofft die VASK auch noch weitere 
Kreise für die Personalversicherung gewinnen zu können. 

Im Auftrag der Verwaltung hat Dr. W. Saxer, Pro- 
fessor an der ETH in Zürich, am I. Juli 1954 einen Be- 


Es ist zweifellos vorteilhafter, 


die jährlichen Gehaltsaufbesserungen sogleich bei der 
VASK zur Nachversicherung anzumelden und damit zu 
vermeiden. dass der versicherte Lohn gegenüber dem 
effektiven Einkommen in Rückstand gerät. Nur so 
behalten die Leistungsansprüche aus der Pensions- 
versicherung im Falle von Invalidität, Rücktritt oder 
Ableben ihr richtiges Verhältnis zum vorausgegangenen 
Erwerbseinkommen. Ausserdem verteilen sich die 
Versicherungskosten in einer leichter tragbaren Weise 
auf die künftige Aktivitätsdauer, während cin späterer 
Einkauf durch die mıt zunehmendem Alter rasch anstei- 
genden Kosten erschwert wird. 

Die Kollektivmitglieder der VASK erhalten dieser Tage 
die vollständigen Listen ihrer versicherten Angestellten 
zugestellt. Wir bitten die verantwortlichen Behörden, 
Lohnerhöhungen sowie auch bisher nicht versicherte 
Lohntoile durch Eintragen in die Liste zur Nuchver- 
sicherung auf den 1. ‚Januar 1955 anzumelden. Wo vor- 
erst eine Offerte gewünscht wird, ist die VASK geme 
bereit. die erforderlichen Kostenberechnungen durch- 
zuführen, 


Neuanmeldungen 


Wir gestatten uns gleichzeitig «den Hinweis, dass die 
Kollektivmitglieder der VASK statutengemäss ver- 
pflichtet sind, neues, definitiv angestelltes Personal 
spätestens auf Beginn des folgenden Jahres zur Ver- 
sicherung anzumelden. Auch hier ist die sofortige An- 
meldung von Vorteil, indem den Angestellten damit 
grössere Ansprüche aus der Personalversicherung ver- 
schafft werden. Dabei möchten wir in Erinnerung rufen, 
dass Personen jeden Alters zur Versicherung angemeldet. 
werden können und duss3 die Aufnahme älterer An- 
gestellter auch ohne oder mit reduziertem Eintrittsgeld 
möglich ist. 

Die Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 
(VASK), Basel, erteilt Ihnen gerne jede gewünschte 
Auskunft. VASK-Mittellung Nr. 6. 
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richt über die Finanzierungssysteme von Pensionsver- 
sicherungen verfasst. Daraus geht in eindeutiger und 
unmissverständlicher Weise hervor. dass für eine Pen- 
sionskasse, wie sie die Versicherungsanstalt darstellt, als 
Finanzierungssystem einzig das Kapitaldeckungsverfah- 
ren in Frage kommt und dass jedes Abgehen von diesem 
System unratsam wäre. Die Verwaltung der Versiche- 
rungsanstalt hat von diesem Gutachten in zustimmen- 
dem Sinne Kenntnis genommen und beschlossen, das- 
selbe auszugsweise dem Bericht über das Jahr 1954 bei- 
drucken zu lassen, damit die Mitglieder und Versicherten 
von den überaus interessanten und instruktiven Darle- 
gungen von Professor Saxer ebenfalls Kenntnis zu neh- 
men Gelegenheit erhalten. 

Das Schieds gericht der Versicherungsanstalt schweiz. 
Konsumvereine wurde für die gleiche Amtsdauer, wie sie 
für die Verwaltung Geltung hat, wie folgt bestellt: 


durch Wahl der Mitgliedervertreter als Vertreter der 
Arbeitgeber: 


Dr.K.Fuchs, Leiter der Kantonalen AHV Basel-Stadt, 
Basel (bisher): 


durch Wahl der Personalvertreter «als Vertreter der 
Arbeitnehmer: 


Nationalrat Hermann Leuenberger. Zürich, Präsident 
des VHTL (bisher), 


und von der gesamten Verwaltung als Obmann: 


Dr. H. Stofer, Zivilgerichtspräsident. Basel (neu), 
unter Zustimmung der beiden Schiedsrichter. 
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Kleines Weinhrevier, von Maurice Zermatten. Illustrationen und 
Umbruch von Kurth Wirth sowie zahlreiche Photographien. 
80 Seiten. Format 11x 17 cm. In deutscher und französischer 
Sprache, herausgegeben von der Propagandazentrale für Er- 
zeugnisse der schweizerischen Landwirtschaft, Zürich. Preis 
Fr. 1.50 in Buchhandlungen. 


Das «Kleine Weinbrevier» ist, nach der Schrift «Mit der Rebe 
durch das Jahr», das zweite Bändchen einer Serie, welche die 
schweizerische Propagandazentrale zum Ruhme der einheimi- 
schen Weine herausgibt. 

Wie schon sein Name besagt, enthält das «Kleine Weinbre- 
vier» alles Wissenswerte über den Wein und über die Kunst, ihn 
zu ırınken. Denn es ist eine Kunst, die Kunst des Masshaltens: 
Maurice Zermatten sagı von den Säufern: +... sie sind Feinde 
des Weins. Sie verstehen nicht zu trinken, sie tun wie das Kalb 
am Brunnen, das seine Freiheit zum erstenmal geniesst. 

Den Wein dann zu trinken, wenn Stunde und Gelegenheit es 
gebieten: das ist eines klugen und gesitteten Mannes würdig.» 

Auf lebendige und anregende Weise wird beschrieben, wie 
man den Wein aussuchen, degustieren und servieren muss, 
welcher Wein zu welchen Speisen passt usw. Ein spezielles 
Kapitel ist der «Sprache des Weins» gewidmet, jener ausdrucks- 
vollen und bildhaften Sprache, deren sich der Kenner bedient, 
um seine Eindrücke über den Wein wiederzugeben. Das Bänd- 
chen liest sich in einern Zuge. Es ist eine Quelle wertvollster An- 
regungen für jeden Hausherrn, der einen gepflegten Keller und 
eine gepflegte Tafel zu schätzen weiss. 


Druckerei und Administration: Basel, Si.-Jakobs-Strassa 175, Poslfach Basel 2 


Inseralenannahme: 
Inseralenagenlur R.-C. Mordasini, Gen!, rus de la Monnaie 3 
Telaphon (022) 24 52 25 


Inserllonstarli: Kan Bu 
60 Rp. per Millimeler bei mm Breıle 
Bann Fr. 1.50 per Millimeiler bei 83 mm Breile } 
Kleine Anzeigen 15 Rp. per Worl, Inserale unler Chilfre Fr. 1.— 
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Verbandsdirektion 


Dienstjubiläum 


Am 1. Dezember 1954 feierte Herr Henri Binzeyger, 
Mitarbeiter in der Abteilung Kaffee, das Jubiläum 
seiner 25jährigen Tätigkeit im V.S.K. 

Wir gratulieren dem Jubilar herzlich und danken 
ihm für seine langjährigen, treuen Dienste, 


Genossenschaftliches Seminar 


(Stiftung von Bernhard Jaeggl) 


Dem Genossenschaftlichen Seminar wurde überwiesen: 


Fr. 150.— von den Teilnehmerinnen der beiden «Cours 
d’enseignement cooperatif pour les mena- 
geres, les membres de groupes de coopöra- 
trices et de commissions fe@minines», 
vom 18./20. und 21./23. Oktober 1954 

Fr. 100.— von der Genossenschafts-Apotheke 
Winterthur 

Fr. 16.50 von den Teilnehmerinnen am Grundkurs 
vom 22. bis 26. November 1954 


Diese Vergabungen werden hiermit bestens verdankt. 


Kleine Anzeigen 


Offene Stellen 


Zur Besotzung der Leitung eines unserer Gomischtwurendepots, 
Jahresumsatz über Fr. 500000.—, Branchen: Lebensmittel, 
Bedarfsartikel, Manufakturwaren, Schuhe und Haushaltungs- 
artikel, suchen wir cine yuiqualifizierte Depotleiterin mit 
gründlichen Kenntnissen und Erfahrungen, guten Umgangs- 
formen, fühig, das Ladenpersonal zu leiten. Verantwortungs- 
bewusste und initiative Bewerberinnen beliebon ausführliche 
Offerte mit Lebenslauf, Zeugniskopien, Photo und Angabe 
der Gehaltsansprüche zu senden an die Verwaltung des 
Konsumvereins Wettingen (Aargau). 


Stellengesuche 


Junger Maägazin-Chei sucht neuen Wirkungskreis. Sprachen: 
Deutsch, gute Französisch-IKenntnisse. Abgeschlossene Lehre 
in der Lebensmittelbranche. Beste Referenzen. Offerten unter 
Chiffre 1.11/167 an Annoncenagentur R.-C.Mordasini, 3, ruo 
de la Monnaie, Genf. 


Tüchtiges jüngeres Verkäuier-Ehepaar wünscht auf Frühjahr 
1955 oder nach Vereinbarung Konsumßliale mit mindestens 
Fr. 200 000.— Umsatz zu übernehmen. Nachweisbar mehrere 
Jahre erfolgreiche Verkaufstätigkeit. 4-5-Zimmer-Wohnung 
erforderlich. Ost- oder Zontralschweiz bevorzugt. Offerten 
sind höflich erbeten unter Chiffre 1.11/168 an Annoncen- 
agentur R.-C.Mordasini, rue de la Monnaie 3, Genf. 
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